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Beilage: Verwaltung der Stellen des Gewerbeaufſichtsdienſtes S. 99. 


III. Handelsangelegenheiten. 


Handelsverkehr. 


Erl. d. M. f. H. vom 17. April 1926 Nr. III 3881, betr. Mineralöl⸗Verkehrs⸗Verordnung. 


Der Mineralöl⸗Verkehrs⸗Ausſchuß hat die techniſche Prüfung der ihm gemäß Ziffer 2 
der Anlage zu § 3 Abſ. (1) der Mineralöl⸗Verkehrs⸗Verordnung zur Begutachtung vor⸗ 
gelegten Bauarten von Tankanlagen und Straßenzapfſtänden einem Unterausſchuß über⸗ 
tragen, dem folgende Herren angehören: Geheimer Oberregierungsrat Mente Gerlin), 
Direktor Krohne (Berlin), Oberbaurat Dr.-Ing. Sander (Hamburg), Dr. Sohn (Berlin), 
Oberingenieur Soltkahn (Hamburg), Gewerberat Spannagel (Berlin) und Brand- 
direktor Wagner (Berlin). Außerdem habe ich den Ober⸗ und Geheimen Regierungsrat 
Dr. Röſing als Mitglied der Techniſchen Deputation für Gewerbe beauftragt, an den 
Arbeiten des Unterausſchuſſes teilzunehmen. 


J. A.: von Meyeren. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Allgemeines. 


Erl. d. M. f. 5. vom 19. April 1926 Nr. III 3625, betr. Gewerbelegitimationskarten. 


Nachdem die deutſch⸗ruſſiſchen Verträge vom 12. Oktober 1925 (RGBl. 1926 II 
S. ff.) am 12. März 1926 in Kraft getreten find (Bekanntmachung vom 11. Februar 
1926, RGBl. II S. 138), gelten als Ausweiskarten für Handlungsreiſende im Verkehr 
zwiſchen dem Deutſchen Reiche und der Union der Sozialiſtiſchen Sowjet⸗Republiken gemäß 
Anlage zu Artikel 36 des deutſch⸗ruſſiſchen Wirtſchaftsabkommens (RGBl. 1926 II S. 30/32) 
die entſprechend dem dort vorgeſchriebenen Muſter ausgeſtellten Gewerbelegitimationskarten. 
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Vordrucke diefer Karten find auf Veranlaſſung des Herrn Reichswirtſchaftsminiſters 
von der Reichsdruckerei hergeſtellt. Wegen ihrer Ausſtellung und Beſchaffung verweiſe ich 
auf die Erlaſſe vom 13. Oktober 1924 (HMBl. S. 254) und 21. September 1925 
(HM Bl. S. 265). 

J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Dampfkeſſelweſen. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. April 1926 Nr. III 3220, 16 —, betr. Dampfkeſſelböden ohne 
Verankerung für inneren Überdruck. 


Bericht vom 30. März d. J. — Nr. 25750 —. 


Der Erlaß vom 27. Februar d. J. — III 9783/18 — enthält als Anlage ein 
Verzeichnis der in Preußen vorhandenen Vorratskeſſel (und Keſſelteile) für inneren Überdruck 
mit gewölbten Böden, deren Krempenhalbmeſſer kleiner als 0/10 find. Nach dem oben 
genannten Bericht nimmt der Zentralverband an, daß alle in dem Verzeichnis enthaltenen, 
bereits eingenieteten Böden ohne weiteres verwendet werden dürfen. Dem gegenüber 
verweiſe ich auf den Erlaß vom 16. November 1925 — III 9080 1G 2231/V b 7. 15. 3537 
(SMBl. S. 309) —, der u. a. folgende vom Deutſchen Dampfkeſſelausſchuß empfohlene 
Übergangsbeſtimmung enthält: 

„e) Bei bereits eingenieteten Böden für demnächſt zu genehmigende Vorratskeſſel können 
unter im übrigen günſtigen Verhältniſſen bis zum 1. Oktober 1926 noch Krempen⸗ 
halbmeſſer zugelaſſen werden, die den vorſtehenden Anforderungen zwar nicht 
ganz entſprechen, aber doch weſentlich größer als die früher vielfach verwendeten 
kleinen Halbmeſſer ſind.“ 


Im Anſchluß an die im Erlaß vom 16. November 1925 erwähnten Übergangs⸗ 
beſtimmungen hat der Deutſche Dampfkeſſelausſchuß auf Grund von Beratungen am 28. 
und 29. September 1925 in Berlin den Landesregierungen empfohlen, „alsbald eine Liſte 
aller Vorratskeſſel mit gewölbten vollen Böden und innerem Überdruck aufſtellen zu laſſen, 
deren Krempenhalbmeſſer kleiner als 0/10 find.“ Dieſem Wunſch habe ich durch die 
Erlaſſe vom 16. November v. J. und vom 27. Februar d. J. (ſ. oben) Rechnung getragen. 
Die Beſtandsaufnahme der fraglichen Vorratskeſſel ſoll zunächſt den Sachverſtändigen die 
Feſtſtellung ermöglichen, ob etwa noch nachträglich ungeeignete Böden in Dampfkeſſel ein⸗ 
genietet worden find. Ausnahmebewilligungen gemäß § 20 Abſ. 2 der allgemeinen polizei 
lichen Beſtimmungen über die Anlegung von Landdampfkeſſeln oder gemäß § 17 Abſ. 4 
der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen über die Anlegung von Schiffsdampfkeſſeln für 
derartige nachträglich eingenietete Böden werden in Preußen nicht erteilt werden. 

Die im Verzeichnis aufgeführten Vorratskeſſel dürfen nur unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen (vgl. e oben) genehmigt werden. Ein Gutachten darüber, ob dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen erfüllt ſind, ſteht in erſter Linie dem zuſtändigen Keſſelprüfer zu. Hat dieſer 
Bedenken, ſo ſteht es dem Keſſelbeſitzer, der die Genehmigung beantragt, frei, eine Aus⸗ 
nahmegenehmigung auf Grund der allgemeinen polizeilichen Beſtimmungen nachzuſuchen. 
Derartige Anträge ſind mir mit den erforderlichen Zeichnungen uſw. — zweckmäßig durch 
die Hand des zuſtändigen Keſſelprüfers und des Regierungspräſidenten mit deren Gut⸗ 
achten — zu überreichen. 

Falls die in dem Verzeichnis aufgeführten Keſſelherſteller ſchon vor der Einleitung 
des Genehmigungsverfahrens die Frage klären wollen, ob ihre Vorratskeſſel während der 
Übergangszeit genehmigt werden können, ſteht ihnen der oben bezeichnete Weg (Gutachten 
des Keſſelprüfers, nötigenfalls Ausnahmeantrag an mich) gleichfalls offen. 

Die Dampfkeſſelüberwachungsvereine, für die 420 Abdrucke dieſes Erlaſſes beiliegen, 
wollen die Herſteller und Käufer der fraglichen Vorratskeſſel entſprechend verſtändigen. 


J. A.: von Meyeren. 


An den Zentralverband der Preußiſchen Dampfkeſſelüberwachungsvereine in Wernigerode a. H. 


— 


Abdruck überſende ich zur Kenntnis. Für jedes Gewerbeaufſichtsamt und jeden 
Bergrevierbeamten liegt ein Abdruck bei. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter. 


3. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 


Erl. d. M. f. H. vom 16. April 1926 Nr. IIIa gen. 4. 26, I 3451, betr. überſendung 
der Tarifverträge an die Gewerbeauſſichtsbeamten. 


Die aus den Jahresberichten der Gewerbeaufſichtsbeamten erſichtlichen Schwierigkeiten 
einer wirkſamen Kontrolle des tariflich beeinflußten Arbeitszeitſchutzes geben mir Ver⸗ 
anlaſſung, meine Erlaſſe vom 13. März 1924 — III A gen. 2. 24 — und vom 11. Juli 
1924 — IIIa 1626 — erneut in Erinnerung zu bringen. Ich erſuche, auf die Beobachtung 
beider Erlaſſe ſeitens der Intereſſenten in geeigneter Weiſe hinzuwirken. Die ordnungs⸗ 
mäßige Überſendung der Tarifverträge ermöglicht ferner den Gewerbeaufſichtsbeamten, im 
Verfahren auf Allgemeinverbindlicherklärung von Tarifverträgen die von ihnen erforderten 
Gutachten ſchneller zu erſtatten. Das neueſte Verzeichnis der Gewerbeaufſichtsämter iſt 
im HMBl. von 1925 auf Seite 95 ff. veröffentlicht; Sonderabdrucke find von Carl 
Heymanns Verlag, Berlin WS, Mauerſtr. 44, zu beziehen. Ein neues Verzeichnis wird 
demnächſt im HMBl. veröffentlicht werden. 

Abdrucke für die Gewerbeaufſichtsbeamten und Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: von Meyeren. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin und die 
Oberbergämter Breslau, Halle a. S., Clausthal, Dortmund, Bonn 
und zur Kenntnis 
an die Herren Oberpräſidenten. 


Erl. d. M. f. H vom 19. April 1926 Nr. I 1638, 16 563, betr. die Einführung 
von Grubenkontrolleuren. 


Aus Anlaß der verſchiedenen größeren Unglücksfälle, die ſich im vergangenen Jahre 
auf Steinkohlenbergwerken des weſtfäliſchen Bergbaubezirks ereignet haben, hat der Landtag 
am 1. Oktober 1925 beſchloſſen, das Staatsminiſterium zu erſuchen, alsbald im Verwal- 
tungswege für den Steinkohlenbergbau Grubenkontrolleure aus den Reihen der praktiſch 
erprobten Hauer zu beſtellen, um dadurch auf dem Gebiete des Sicherheitsweſens die Er⸗ 
fahrungen der Arbeiterſchaft wirkſamer als bisher zur Geltung zu bringen. Dieſe für den 
preußiſchen Bergbau neue Einrichtung ſoll nunmehr ins Leben treten. Die Staatsregierung 
erwartet von ihr, daß durch das vermehrte Intereſſe der Bergarbeiterſchaft an der Gruben⸗ 
ſicherheit auch die Belange der Betriebe und ihrer Beſitzer und damit auch diejenigen der 
Allgemeinheit gefördert werden. 

Die Verhütung von Unglücksfällen, ſoweit dies nur irgend möglich iſt, liegt im 
gemeinſamen Intereſſe aller am Bergbau Beteiligten. 

Die Grubenkontrolleure ſollen dazu beitragen, das Vertrauen zu der Aufſichtstätigkeit 
der Bergbehörden zu ſtärken. Sie werden, in den Rahmen der Behörde eingefügt, ein 
Bindeglied zwiſchen dieſer und der Arbeiterſchaft bilden, insbeſondere der Behörde in 
Belegſchaftskreiſen beſtehende Anſchauungen über praktiſche Fragen der Grubenſicherheit 
näher bringen. 

Zur Durchführung des oben erwähnten Beſchluſſes des Landtages wird demnächſt 
den Revierbeamten der Bergreviere Hamm, Buer, Nord-Bochum, Gelſenkirchen, Herne und 
Eſſen II für den Steinkohlenbergbau für diejenigen Dienſtgeſchäfte, die den Schutz von 
Leben und Geſundheit der Bergarbeiter und die Arbeiterwohlfahrtspflege betreffen, je ein 
Bergarbeiter beigegeben, der die Dienſtbezeichnung „Grubenkontrolleur“ führt. 

Die Grubenkontrolleure ſind Hilfsarbeiter der Bergbehörde, der ſie zugeteilt ſind. 
Sie haben infolgedeſſen die Befugnis, die in ihrem Bezirk belegenen Gruben zu beſichtigen 
und zu befahren. Zu ſelbſtändigen Anordnungen ſind ſie nicht berechtigt. 


98 

Die Grubenkontrolleure legitimieren ſich bei ihren dienſtlichen Verrichtungen durch 
einen vom Oberbergamt ausgeſtellten Perſonalausweis. 

Nehmen die Grubenkontrolleure ohne Teilnahme des Revierbeamten oder eines der 
anderen ihm unterſtellten Beamten Befahrungen und Beſichtigungen von Gruben vor, ſo 
haben ſie ſich bei Beginn des Dienſtgeſchäftes auf der Grube mit dem Betriebsführer oder 
ſeinem Stellvertreter in Verbindung zu ſetzen und die Begleitung eines Werksbeamten bei 
der Beſichtigung nachzuſuchen. 

Auf Wunſch des Grubenkontrolleurs ſollen die ihn begleitenden Beamten der Berg⸗ 
behörden und des Werkes ihm die Möglichkeit geben, ſich allein mit Arbeitern über 
Gegenſtände, die zu ſeinem Dienſtkreiſe gehören, zu beſprechen. 

Die Grubenkontrolleure ſind verpflichtet, über alle Tatſachen, die dienſtlich zu ihrer 
Kenntnis gelangen, Verſchwiegenheit zu bewahren. 


Erl. d. M. f. H. vom 10. April 1926 Nr. I 2324, betr. Unterſuchung der außerhalb der 
Betriebsſtätte vorkommenden Unfälle. 


Durch 88 545 a und 545 b der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung vom 
9. Januar 1926 (RGBl. Teil I S. 9) wird beſtimmt, daß als Beſchäftigung in einem der 
Unfallverſicherung unterliegenden Betriebe der mit der Beſchäftigung in dieſem Betriebe 
zuſammenhängende Weg nach und von der Arbeitsſtätte und die mit der Beſchäftigung in 
dieſem Betriebe zuſammenhängende Verwahrung, Beförderung, Inſtandhaltung und Er⸗ 
neuerung des Arbeitsgeräts gilt. Es ſind Zweifel aufgetreten, ob für die amtliche Unterſuchung 
von Unfällen, die bei den angeführten Arten der Betätigung außerhalb der Betriebs⸗ 
ſtätte eintreten, der Bergrevierbeamte oder die Ortspolizeibehörde zuſtändig iſt. 

Nach § 1559 der Reichsverſicherungsordnung hat die Ortspolizeibehörde des Unfall- 
orts den Unfall zu unterſuchen. Für Betriebe, die unter bergpolizeilicher Aufficht ſtehen, 
werden in Sachen der Unfallverſicherung die Geſchäfte der Ortspolizeibehörde jedoch durch 
den Bergrevierbeamten wahrgenommen (Bekanntmachung zur Ausführung der Reichs⸗ 
verſicherungsordnung vom 7. Dezember 1911 — HMBl. S. 447). Hiernach iſt der Berg⸗ 
revierbeamte für die Unterſuchung von Unfällen nur dann zuſtändig, wenn die Unfallſtelle 
örtlich im Bereich des unter bergpolizeilicher Aufſicht ſtehenden Betriebes liegt. Daran 
ändert auch die Tatſache nichts, daß durch die Beſtimmungen in 88 545 a und b der Reichs- 
verſicherungsordnung die Gewerbeunfallderſicherung auf beſtimmte Unfälle außerhalb der 
Betriebe ausgedehnt worden iſt. Für die Verſicherungspflicht wird damit zwar aus⸗ 
geſprochen, daß derartige Unfälle den bei einer Beſchäftigung im Betriebe eingetretenen 
gleichzuſtellen fine, die Unfallſtelle im Sinne des § 1559 der Reichsverſicherungsordnung 
wird damit aber nicht in den Betrieb verlegt. Zu der Unterſuchung dieſer Unfälle ſind 
daher nicht die Bergrevierbeamten, ſondern die allgemeinen Ortspolizeibehörden des Unfall⸗ 
ortes zuſtändig. 

Abdrucke des Erlaſſes für die Bergrevierbeamten ſind beigefügt. 


J. A.: Grotefend. 
An die Oberbergämter. 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empſehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 

Im Verlage des Nordweſtdeutſchen Dürerhauſes G. m. b. H. in Bremen erſcheint 
demnächſt das vom Inſtitut für Jugendkunde in Bremen herausgegebene erſte Verzeichnis 
der „Bücher unſerer weiblichen Jugend“, das eine Auswahl guten Leſeſtoffes für 
junge Mädchen enthält. Angeſichts der großen Bedeutung, die der Verſorgung der Jugend 
mit guten Büchern beizulegen iſt, wird den Leitern der Mädchengewerbeſchulen ſowie der 
Berufsſchulen nahegelegt, ſich der Verbreitung des Bücherverzeichniſſes in den ihnen unter⸗ 
ſtellten Anſtalten anzunehmen. 


Carl Heymanns Verlag. Berlin mE. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Berlin WE. 


